
Satzungsändernder Antrag 1:  Strukturelle Verankerung von Awareness und Prä-
vention in der Partei Die Linke Region Hannover 
 zur Kreismitgliederversammlung am 24.01.2026 im Freizeitheim Stöcken 

Antragstellerinnen: 
Emily Sophie Bechtold, 
Josefine Stansky, 
Juzlem Kendigül (Kreisvorstand Region Hannover), 
Katharina Ohlendorf (Kreisvorstand Region Hannover) 
 

Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 

In der Kreissatzung wir als neuer Paragraph eingefügt: 
 
Neu § 9 Awareness und Qualifikation 
 
(1) Der Kreisverband stellt sicher, dass Mitglieder in Funktionen und Mandaten 
sowie für Die Linke in Mandate gewählte parteilose Personen in einem in Abhän-
gigkeit zu ihrer Amtszeit angemessenen Zeitrahmen an verpflichtenden Weiter-
bildungsmaßnahmen zu Antidiskriminierungsformen, deren Prävention und 
machtkritischem Verhalten im Sinne des Awareness-Konzepts (Kapitel 2 Verhal-
tenskodex) teilnehmen. 
 
(2) Näheres regelt ein vom Kreisparteitag beschlossenes Awareness-Konzept. 
 
 
Begründung: 

Mit dem Awareness-Konzept schafft der Kreisverband Region Hannover einen ver-
bindlichen, inhaltlich weitreichenden und politisch wichtigen Rahmen für den Umgang 
mit Diskriminierung, Machtmissbrauch, Grenzverletzungen und Gewalt. Das Konzept 
versteht Awareness ausdrücklich nicht als freiwillige Haltung, sondern als verbindli-
chen Bestandteil innerparteilicher Praxis, als kollektive Aufgabe und als strukturelle 
Verantwortung des Kreisverbands. 

Insbesondere der Verhaltenskodex hält fest, dass Prävention, Sensibilisierung und 
Qualifizierung keine freiwilligen Maßnahmen sind, sondern eine verbindliche Voraus-
setzung für verantwortungsvolle politische Arbeit, vor allem in Funktionen, Mandaten 
und Leitungspositionen. Dort ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Teilnahme an 



entsprechenden Schulungen und Workshops Voraussetzung für die Ausübung solcher 
Ämter ist. 

Diese Regelung bedeutet faktisch eine zusätzliche Voraussetzung für die Ausübung 
von Funktionen und Mandaten und greift damit in den Status, die Rechte und die Pflich-
ten von Funktionsträger*innen ein. Solche Regelungen können jedoch nicht allein auf 
der Ebene eines inhaltlichen Konzepts stehen, sondern müssen satzungsrechtlich ab-
gesichert werden, um rechtssicher, verbindlich und innerparteilich durchsetzbar zu 
sein. 

Die derzeitige Kreissatzung enthält bislang keine Regelung zu verpflichtenden Quali-
fizierungen oder Awareness-Strukturen und kennt auch keine entsprechende allge-
meine Verpflichtung für Amts- und Mandatsträger*innen. Ohne eine solche Veranke-
rung besteht die Gefahr, dass zentrale Elemente des Awareness-Konzepts im Kon-
fliktfall formal angreifbar sind oder nicht wirksam umgesetzt werden können. 

Der neue Paragraph „§ 9 Awareness“ schafft daher die notwendige satzungsrechtliche 
Grundlage, um: 

• den Anspruch des Awareness-Konzepts auf Verbindlichkeit strukturell abzu-
sichern, 

• klarzustellen, dass die Wahrnehmung von Funktionen und Mandaten mit ei-
ner besonderen Verantwortung zur Qualifizierung und Sensibilisierung ein-
hergeht, 

• und die konkrete Ausgestaltung dieser Verpflichtung weiterhin flexibel und 
demokratisch über ein vom Kreisparteitag beschlossenes Awareness- Kon-
zept zu regeln. 

Gleichzeitig bleibt die inhaltliche Ausgestaltung bewusst nicht in der Satzung selbst, 
sondern in einem gesonderten Konzept, damit dieses weiterentwickelt, angepasst und 
auf neue Herausforderungen reagieren kann, ohne jedes Mal die Satzung ändern zu 
müssen – ganz im Sinne des im Awareness-Konzept beschriebenen Verständnisses 
von Awareness als lernendem und fortlaufendem Prozess. 

Der vorgeschlagene Paragraph dient damit nicht der Bürokratisierung, sondern der po-
litischen Ernsthaftigkeit und strukturellen Absicherung des bereits beschlossenen A-
wareness-Anspruchs unseres Kreisverbands. 


